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Bundesgesetz, mit dem das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz geändert wird; 
Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) bedankt sich für die Übermittlung des oben ange-
führten Gesetzesentwurfs und nimmt dazu wie folgt Stellung:  
 
I. Allgemeines 
 
Mit der vorliegenden Gesetzesnovelle sollen die Umsetzung der Unionsbürger-Richtlinie 
(2004/38/EG) fortgeführt und weitere Vorkehrungen für den Brexit geschaffen werden. 
Es ist sehr erfreulich, dass insbesondere das Erfordernis des Nachweises eines Rechtsan-
spruchs auf eine ortsübliche Unterkunft nun gestrichen und damit eine nicht nachvollziehbare 
Hürde im Verfahren zur Erteilung einer „Rot-Weiß-Rot - Karte beseitigt werden soll. 
 
II. Im Detail 
 
Zu Z 3 
Der Nachweis des Rechtsanspruchs auf eine ortsübliche Unterkunft soll künftig für Antragstel-
ler der „Rot-Weiß-Rot – Karte“ entfallen. Bisher stellte das Organisieren einer Unterkunft für 
Antragsteller, die sich noch im Ausland befanden und noch über keinen Aufenthaltstitel in Ös-
terreich verfügten, in der Praxis eine große Herausforderung dar. Dieses Erfordernis war zu-
dem eine Schlechterstellung gegenüber Antragstellern einer Blauen Karte EU, die keinen 
Nachweis für eine ortsübliche Unterkunft erbringen mussten. Die WKÖ betrachtet die Strei-
chung des Nachweises einer ortsüblichen Unterkunft im Bereich der qualifizierten Zuwande-
rung als sehr positiv; damit wird eine langjährige Forderung der Wirtschaft zur Entbürokrati-
sierung der Rot-Weiß-Rot – Karte realisiert. 
 
Zu Z 4 
Es wird klargestellt, dass nicht nur Personen, die eine Blaue Karte EU in Österreich, sondern 
auch jene, die ihre Blaue Karte EU erstmals in einem anderen EU-Mitgliedsstaat erhalten ha-
ben, für eine „Rot-Weiß-Rot - Karte plus“ in Betracht kommen. Die WKÖ begrüßt diese Klar-
stellung.  
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Zu Z 5 und 11 
Die Gesetzesänderung sieht eine Verordnungsermächtigung für den Bundesminister für Inneres 
zur Bestimmung von Tätigkeiten vor, die mittels Ausländerbeschäftigungsverordnung vom Gel-
tungsbereich des Ausländerbeschäftigungsgesetzes ausgenommen sind. Diese Ausnahmen stel-
len unselbstständige Tätigkeiten dar, für die eine „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle 
unselbstständiger Erwerbstätigkeit“ bzw. eine Aufenthaltsbewilligung ausgestellt werden 
kann. Für die Notwendigkeit dieser Verordnungsermächtigung werden verfassungsrechtliche 
Gründe angeführt. 
 
Mit der vorgesehenen Verordnungsermächtigung kann jedoch nicht sichergestellt werden, dass 
alle Ausnahmen der AuslBVO auch in die Verordnung des BMI übernommen werden und dass 
dies auch tatsächlich zeitgleich geschieht. Dies könnte zu einem Auseinanderklaffen von Zu-
gang zum Arbeitsmarkt und Aufenthaltsrecht führen. Auch ist die Verdoppelung der Rechts-
quellen durch neue Verordnungen und der erhöhte bürokratische Aufwand problematisch. Zu-
dem ist fraglich, ob die vorgesehene Verordnungsermächtigung die Anforderungen des beab-
sichtigten statischen Verweises erfüllt. 
 
Eine derartige Änderung mit den dargestellten Rechtsunsicherheiten sollte daher nur dann 
vorgenommen werden, wenn dies rechtlich unabdingbar ist. Da der VfGH einen dynamischen 
Verweis für zulässig hält, wenn eine fremde Norm als ein Tatbestandsmerkmal in eine Rege-
lung einbezogen wird und dies hier der Fall ist, treten wir für die Aufrechterhaltung der gel-
tenden Rechtslage ein.1 
 
Zu Z 7 
Die „Rot-Weiß-Rot - Karte plus“ soll nunmehr auch an Familienangehörige von Drittstaatsan-
gehörigen mit einem Aufenthaltstitel (als Familienangehöriger) gemäß Art. 50 EUV erteilt 
werden können. Davon sind Angehörige jener Fremden umfasst, deren Aufenthaltsstatus nach 
dem Brexit-Austrittsabkommen ausschließlich aus ihrer Eigenschaft als Familienangehörige 
von Rechtsinhabern nach Art. 10 Abs. 1 lit a bis d leg. cit. herrührt. Als solche Rechtsinhaber 
sind Unionsbürger und britische Staatsangehörige anzusehen, die sich noch vor Ende des Über-
gangszeitraums rechtmäßig im Vereinigten Königreich bzw. in einem EU-Mitgliedsstaat aufge-
halten haben und weiterhin dort leben bzw. als Grenzgänger von ihrem Freizügigkeitsrecht 
Gebrauch gemacht haben und dies auch weiterhin ausüben werden.  
 
Die Familienangehörigen dieser Rechtsinhaber können nicht auf Basis des Austrittsabkommens 
weitere drittstaatsangehörige Familienangehörige zusammenführen, da sie nicht selber  
Rechteinhaber sind. Durch die Gesetzesänderung wird es ihnen ermöglicht, selbst eine Anker-
person für drittstaatsangehörige Familienangehörige zu sein. Die WKÖ begrüßt diese Änderung, 
weil es die Beibehaltung bereits ausgeübter Personenfreizügigkeit zwischen dem Vereinigten 
Königreich und den EU-Mitgliedsstaaten weiterhin aufrechterhält und erleichtert. 
 
 
Streichung der Höchstzahl für befristet beschäftigte Fremde in der Verordnungsermächtigung 
für die NLV (§ 13 Abs. 4 Z 1 NAG) 
Die WKÖ regt an, die vorliegende NAG-Novelle im Sinne eines Bürokratieabbaus auch dafür zu 
nutzen, die Höchstzahl für befristet beschäftigte Fremde in der Verordnungsermächtigung zur 
Niederlassungsverordnung in § 13 Abs. 4 Z 1 NAG zu streichen. Nachdem bereits durch das Ar-
beitsministerium jährlich die Saisonkontingente per Verordnung erlassen werden, ist eine zu-
sätzliche Beschränkung der befristet beschäftigten Fremden im Rahmen der Niederlassungs-
verordnung im Sinne einer doppelten Höchstzahl überschießend und engt den Spielraum unnö-
tig ein. 
 

                                                
1 Siehe zuletzt VfGH 25.2.2020, G 146/2019. 
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III. Zusammenfassung 
 
Der Wegfall des Nachweises einer ortsüblichen Unterkunft, wie auch die Umsetzung der Frei-
zügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG und die Durchführungsmaßnahmen für den Brexit sind zu be-
grüßen. 
 
Die Notwendigkeit für die Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Inneres für die 
Bestimmung der Tätigkeiten, die aufenthaltsrechtlich als Sonderfälle unselbstständiger Er-
werbstätigkeit gelten, erscheint aus Sicht der Wirtschaftskammer Österreich verfassungs-
rechtlich nicht geboten. 
 
Die Novelle sollte zum Anlass genommen werden, die Streichung der Höchstzahl der befristet 
beschäftigten Fremden in der Niederlassungsverordnung vorzunehmen. 

 
Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Anmerkungen. Diese Stellungnahme wird auch dem 
Präsidenten des Nationalrates übermittelt. 

 
Freundliche Grüße 

 
 
Dr. Harald Mahrer Karlheinz Kopf 
Präsident Generalsekretär 
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